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Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Entschließung zur Europäischen Briefmarke 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

A. in Kenntnis des von Herrn Berkhouwer eingereichten Ent-
schließungsantrags (Dok. 1-126/80), 

B. in der Erkenntnis, daß eine Gebührenharmonisierung und die 
Herausgabe europäischer Briefmarken ein Beitrag zu mehr 
Europa im Alltag wären, 

C. in der Erkenntnis, daß eine dauerhafte Lösung allerdings 
einen einheitlichen Wirtschafts- und Währungsraum voraus-
setzt sowie eine enge Zusammenarbeit zwischen den nationa-
len Postverwaltungen, 

D. in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft und 
Währung sowie der Stellungnahme des Politischen Ausschus-
ses (Dok. 1-524/82); 

1. fordert  die Kommission auf, 

Gebührenharmonisierung 

a) Gemeinschaftsrechtsakte vorzuschlagen, mit denen die 
Anwendung des Inlandsportos für Briefe der ersten Ge-
wichtsstufe und Postkarten in EG-Länder rechtsverbind-
lich vorgeschrieben wird, 

b) Möglichkeiten zur Vereinheitlichung der Postgebühren zu 
prüfen und die nationale Gebührenpolitik so zu beeinflus-
sen, daß bei anstehenden Gebührenerhöhungen diese so 
erfolgen, daß die Gebührenunterschiede für Briefe der 
ersten Gewichtsstufe und Postkarten innerhalb der Euro-
päischen Gemeinschaft weiter abgebaut werden, 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments— 00404978— vom 22. Oktober 1982. 

Das Europäische Parlament hat die Entschließung auf seiner Tagung im Oktober 1982 angenommen. 
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Herausgabe Europäischer Briefmarken 

c) unverzüglich mit den Postverwaltungen der Mitgliedstaa-
ten die technische Durchführung einer gemeinsamen 
Briefmarke aller Mitgliedstaaten zu erörtern, auch ohne 
daß die Gebühren vereinheitlicht oder ein einheitlicher 
Währungsraum geschaffen wären, 

d) dem Rat eine Richtlinie für die Herausgabe von gemein-
samen Briefmarken aller Mitgliedstaaten erstmals aus An-
laß der Wahlen zum Europäischen Parlament 1984 vorzu-
schlagen, mit der Maßgabe, dies in den darauffolgenden 
Jahren jeweils für einen begrenzten Zeitraum (ein Monat) 
und mit einer begrenzten Auflage zu wiederholen; 

e) gemäß Artikel 229 EWGV Kontakte zum Weltpostverein 
(UPU) und zur Europäischen Konferenz der Verwaltungen 
für Post- und Fernmeldewesen (CEPT); 

f) dem Parlament einen Bericht darüber vorzulegen, welche 
weiteren Maßnahmen im postalischen Sektor für ein Tätig-
werden der Gemeinschaft in Betracht kommen; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kom-
mission, dem Rat, den Parlamenten und Regierungen der Mit-
gliedstaaten, dem UPU sowie der CEPT zu übermitteln. 


